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664 Verorduung 
betreffend das Gesetz z zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der Freien Stadt E 
Vom 18. 12. 1923. 

Auf Grund des Artikels 4 Abſ. 2 des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig vom 20. November 1923 (Geſ. Bl. S. 1299 ff.) werden in Ergänzung der 
Verordnung vom 11. Dezember 1923 (Geſ. Bl. S. 1312) folgendes verordnet: 

1. Artikel 1 und Artikel 3 des genannten Geſetzes wird mit Wirkung vom 18. Dezember 1923 

in Kraft geſetzt. $ ) 

2. Gleichzeitig wird Artikel 1 Abſ. 1 dieſes Geſetzes dahin abgeändert, daß an die Stelle der 

Worte „vom 1. Januar 1923“ die Worte „vom 18. Dezember 1923“ treten. 

3. Auf Grund des Artikel 5 desſelben Geſetzes wird ferner abweichend von der Beſtimmung des 
5 1 Abſ. 2 des Notenbankgeſetzes vom 20. 11. 1923 (Geſetzblatt S. 1305) angeordnet, daß 
Umlaufsmittel nach Maßgabe des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit vom 
20. Oktober 1923 (Geſ. Bl. S. 1067) über den 31. Dezember 1923 hinaus bis auf Weiteres 
noch in den Verkehr geſetzt und im Verkehr gehalten. werden dürfen. 

Danzig, den 18. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


665 Verorduung 


betr. Anderung des § 106 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landes berwaltung. 
Vom 12. 12. 1923. 


Auf Grund des $ 9 Abſatz 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1067) wird folgende Verordnung erlaſſen: 
5 Einziger Artikel. 


Der $ 106 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 erhält 
folgende Faſſung: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30, 12. 1928). 
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An Koſten kommt ein Pauſchſatz zur Hebung. VV 

Für die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen gelten die in Zivilprozeſſen zur 
Anwendung kommenden Vorſchriften, für die Berechnung des Pauſchſatzes kann von dem 

Senat ein Tarif aufgeſtellt werden. 

Danzig, den 12. Dezember 1923. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
rd! * es 
6660 | Ausführungsbeſtimmungen we E 
zur Verordnung betr. Anderung des § 106 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine 
8 Landesverwaltung. Vom 12. 12. 1923. 


? Der vom Senat aufgeſtellte „Tarif für die Berechnung des Pauſchſatzes im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren“ vom 27. Februar 1922 (G. Bl. S. 57) wird wie folgt abgeändert: 


1. Der Abſchnitt J erhält folgenden Wortlaut: * 


„Der nach SS 106, 107 a. a. O. zur Hebung kommende Pauſchſatz wird nach dem Werte 
des Streitgegenſtandes berechnet und beträgt (vorbehaltlich der Beſtimmungen unter II, III 
und IV) für je 
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a) beim Oberverwaltungsgericht vier Gulden, g 
b) beim Bezirksausſchuß, den Kreisausſchüſſen und den an Stelle des Kreisausſchußes tretenden 
Behörden 2 Gulden. Er 
Die nur angefangenen Mehrwertbeträge von 20, 40, 60, 80, 100, 200, 400, 700 Gulden 
werden für voll gerechnet.“ 
2. Der erſte Abſatz des Abſchnittes VIII erhält folgenden Wortlaut: a 
„Iſt der Streitgegenſtand keiner Schätzung nach Geld fähig, jo wird Selen Wert zur Be 
rechnung des Pauſchſatzes je nach der größeren oder geringeren Wichtigkeit der Sache für die 
ſtreitenden Parteien auf 100 bis 100000 Gulden angenommen.“ 
3. Die ſonſtigen Anderungen der 88 106, 107 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
ſowie der Ausführungsbeſtimmungen (. G. Bl. S. 56/57) bleiben beſtehen. 
séi Danzig, den 12. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


A. Oberverwaltungsgericht. 
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Verordnung 
über das Genoſſenſchaftsregiſter. Vom 11. 12. 1923. 
Auf Grund des 8 161 Abſ. 1 des Geſetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
schaften (Reichsgeſetzbl. 1898 S. 810) verordnet der Senat, daß an die Stelle der Bekanntmachung 
betreffend die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu dieſem Regiſter vom 
1. Juli 1899 (Reichsgeſetzbl. S. 347) die folgenden Vorſchriften treten: 
I. Allgemeines. 
8 1. 5 : 
Obliegenheiten des Richters und des Gerichtsſchreibers. 

Die Obliegenheiten des Richters und des Gerichtsſchreibers bei der Führung des Genoſſenſchafts⸗ 
regiſters und der Liſte der Genoſſen ſowie bei den auf die Eintragungen bezüglichen Verhandlungen 
beſtimmen Dé, ſoweit nicht durch Geſetz oder durch dieſe Vorſchriften beſondere Anordnungen getroffen 
ſind, nach den für das Handelsregiſter geltenden Vorſchriften. 


82. 
Eintragungsverfügung. 

Die Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter und in die Liſte der Genoſſen erfolgen auf Grund 
einer Verfügung des Regiſtergerichts. Werden die Geſchäfte des Regiſterführers nicht von einem Richter 
wahrgenommen, ſo ſoll die Verfügung für das Genoſſenſchaftsregiſter den Wortlaut, für die Liſte der 
Genoſſen den Inhalt der Eintragungen feſtſtellen. 

Die Eintragungen find unverzüglich zu bewirken. Die erfolgte Eintragung iſt bei der gerichtlichen 
Verfügung zu vermerken. 2 


8 3. 
Benachrichtigung der Beteiligten. 


Von jeder Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter oder in die Liſte der Genoſſen iſt dem 
Vorſtand oder den Liquidatoren Nachricht zu geben. Eintragungen im Genoſſenſchaftsregiſter einer 
Zweigniederlaſſung, die zu veröffentlichen ſind, ſind von Amts wegen dem Regiſtergerichte der Haupt⸗ 
niederlaſſung mitzuteilen. Dieſes gibt, ſobald ihm die Mitteilungen von den Regiſtergerichten ſämtlicher 
Zweigniederlaſſungen zugegangen ſind und die Eintragung im Genoſſenſchaftsregiſter der Haupt⸗ 
niederlaſſung bewirkt iſt, dem Vorſtand oder den Liquidatoren von der Eintragung Nachricht; eine 
Benachrichtigung durch das Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung findet nicht ſtatt. Von der Ab⸗ 
lehnung einer beantragten Eintragung hat das Gericht, das die Eintragung ablehnt, dem Vorſtand oder 
den Liquidatoren Nachricht zu geben. 

Dieſe Benachrichtigungen ſowie die in den Fällen der 88 15, 72, 76, 77, 93 c, 137 des 
Geſetzes weiter vorgeſchriebenen Benachrichtigungen von Genoſſen und von Gläubigern oder Erben eines 
Genoſſen können ohne Förmlichkeiten, insbeſondere durch einfache Poſtſendung erfolgen. Für die Be⸗ 
nachrichtigungen über Eintragungen in die Liſte der Genoſſen ſind Formulare zu verwenden, deren 
Ausfüllung dem Gerichtsſchreiber obliegt; die Benachrichtigung iſt in der Regel mittels einer Poſtkarte 
zu bewirken, auf deren Rückſeite ſich das Formular befindet. 

Wird eine Eintragung abgelehnt, ſo ſind die Gründe der Ablehnung mitzuteilen. 


8 4. 
Bekanntmachung der Regiſtereintragungen. 
Soweit die öffentliche Bekanntmachung einer Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter vor- 
geſchrieben iſt (Geſetz 8 156), iſt ſie zu veranlaſſen, ſobald die Eintragung bewirkt iſt und ohne daß 
eine andere Eintragung abgewartet werden darf. Die Vorſchrift des 8 5 Abſ. 2 bleibt unberührt. 


85. 


Die Bekanntmachungen aus dem Genoſſenſchaftsregiſter erfolgen nur im Staatsanzeiger für 
Danzig. Auf Antrag eines Beteiligten find die Bekanntmachungen auf deſſen Koſten auch in anderen 
Blättern zu bewirken. (Geſetz vom 7. November 1921, Geſetzbl. S. 507.) 
Eintragungen, die im Genoſſenſchaftsregiſter ſowohl der Hauptniederlaſſung als auch der Zweig⸗ 
niederlaſſung erfolgen, find, ſoweit eine Veröffentlichung vorgeſchrieben ift, durch das Gericht der Haupt- 
niederlaſſung bekanntzumachen, ſobald ihm die Mitteilungen über die Eintragungen im Genoſſenſchaftsregiſter 
der Zweigniederlaſſungen von den Regiſtergerichten ſämtlicher Zweigniederlaſſungen zugegangen ſind 
und die Eintragung im Genoſſenſchaftsregiſter der Hauptniederlaſſung bewirkt iſt. Bei der Bekannt⸗ 
machung iſt auf den Ort und das Regiſtergericht der einzelnen Zweigniederlaſſungen Bezug zu nehmen. 
Das Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung iſt bei Veröffentlichungen im Staatsanzeiger unter Hinweis 
auf die Veröffentlichung des Regiſtergerichts der Hauptniederlaſſung aufzuführen. 


8 6. 
Form der Anmeldungen ſowie der ſonſtigen Anzeigen, Erklärungen und 
Einreichungen. 


Die Vorſchrift, daß Anmeldungen zum Genoſſenſchaftsregiſter durch ſämtliche Mitglieder des 
Vorſtandes oder durch ſämtliche Liquidatoren perſönlich zu bewirken oder in beglaubigter Form einzureichen 
find (Geſetz $ 157 Abſ. 1) gilt nur von den Anmeldungen, welche in dem Geſetz als ſolche ausdrücklich 
bezeichnet ſind. 
Dahin gehören: f 
1. die Anmeldung des Statuts (Geſetz 88 10, 11); N 
2. die Anmeldung von Abänderungen des Statuts (Geſetz § 16) einſchließlich der Anmeldung 
einer Herabſetzung der Haftſumme und der Umwandlung einer Genoſſenſchaft nebſt den von 
dem Vorſtand hierbei abzugebenden Verſicherungen (elek §§ 133, 143, 144); 

3. die Anmeldung einer Zweigniederlaſſung (Geſetz § 14) oder der Aufhebung einer ſolchen; 

4. die Anmeldung der Beſtellung, des Ausſcheidens oder der vorläufigen Enthebung von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern und Liquidatoren (Geſetz 88 10, 11, 28, 84, $ 85 Abſ. 2); 

5. die Anmeldung der Auflöſung einer Genoſſenſchaft in den Fällen der Së 78, 78a, 79 des 

Geſetzes; 

6. die Anmeldung der Verſchmelzung einer Genoſſenſchaft mit einer anderen Genoſſenſchaft 

(Geſetz § 93a). 
Die Anmeldung durch einen Bevollmächtigten iſt ausgeſchloſſen. 


8 7. 

Für die ſonſtigen Anzeigen und Erklärungen, die zum Genoſſenſchaftsregiſter oder zur Liſte der 
Genoſſen zu bewirken ſind, bedarf es weder der Mitwirkung sämtlicher Vorſtandsmitglieder oder Liqui⸗ 
datoren noch, ſoweit nicht ein anderes vorgeſchrieben iſt, der beglaubigten Form (zu vgl. Geſetz 8 33 
Abſ. 2, $ 63 Abſ. 2, 8 89). 

Sind jedoch ſolche Anzeigen oder Erklärungen mit rechtlicher Wirkung für die Genoſſenſchaft 
verbunden, ſo müſſen ſie in der für die Willenserklärungen des Vorſtandes oder der Liquidatoren vor- 
geſchriebenen Form, insbeſondere unter Mitwirkung der hiernach erforderlichen Zahl von Vorſtandsmit⸗ 

gliedern oder Ligidatoren erfolgen (Geſetz SS 25, 85). Dahin gehören die ſämtlichen Einreichungen, 
Anzeigen und Verſicherungen, die bezüglich des Beitritts und des Ausſcheidens von Genoſſen ſowie be- 
züglich der Beteiligung von Genoſſen auf weitere Geſchäftsanteile von dem Vorſtand zur Lifte der Ge- 


noſſen zu bewirken find (Geſetz $ 15 Abſ. 2, 8 69, $ 71 Abſ. 2, $ 76 Abſ. 2, 8 77 Ab. 2, f 936 
au. 3, e 137 Abſ. 2, $ 188). | 


r 


D D ; 


Die Einreichung und Anzeigen können perſönlich bei dem Gericht oder ſchriftlich mittels Ein⸗ 
ſendung bewirkt werden. Im erſteren Falle wird über den Vorgang ein Vermerk unter Bezeichnung 
der erſchienenen Vorſtandsmitglieder oder Liquidatoren aufgenommen; im Falle ſchriftlicher Einreichung 
iſt die ordnungsmäßige Zeichnung durch den Vorſtand oder die Liquidatoren erforderlich. 43 
Bei kleineren Genoſſenſchaften, bei denen eine Veröffentlichung gemäß 8 33 Abſ. 2, 8 139 des 
Geſetzes nicht ſtattfindet, find an Stelle der Bekanntmachung eine Abſchrift der Bilanz ſowie eine Er⸗ 
klärung über die Zahl der Genoſſen, über die Geſchäftsguthaben und die Haftſummen zum Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter einzureichen (Geſetz 8 33 Abſ. 2, § 139). Bei der Entſcheidung darüber, ob eine Ge— 
noſſenſchaft zu den kleineren Genoſſenſchaften zu rechnen iſt, hat das Regiſtergericht die Zahl der Mit⸗ 
glieder, die Größe des Genoſſenſchaftsvermögens ſowie die Art und den Umfang des Geſchäftsbetriebs, 
zu berückſichtigen. 5 ? 
8 8. ei 
Beglaubigung. 


Iſt für eine Erklärung die beglaubigte Form erforderlich (8 6 und 8 36 Abſ. 1 dieſer Vor⸗ 


ſchriften, S 71 Abſ. 2 des Geſetzes), jo können außer den Notaren uud den ſonſt zuſtändigen Behörden 
und Beamten auch der Gemeindevorſteher ſowie die Polizeibehörde die Beglaubigung der Unterſchriften 
bewirken. ö 5 BS: 
In den Fällen, in welchen die Abſchriften einer Urkunde zum Genoſſenſchaftsregiſter oder zur 
Liſte der Genoſſen einzureichen iſt, genügt, ſofern nicht ein anderes vorgeſchrieben iſt, eine einfache Ab⸗ 


ſchriſt (Geſetz S 11 Abſ. 2, Nr. 3, 8 28, § 69 Abf. 2). Iſt die Einreichung einer beglaubigten Abſchrift ö 


vorgeſchrieben, ſo hat die Beglaubigung durch eine zuſtändige Behörde oder einen zuſtändigen Beamten 


oder Notar zu erfolgen (8 14 Abſ. 2, § 58, 8 66 Abſ. 2, 8 69 Abſ. 1, e 98a Abſ. 2 des Geſetzes, 


§ 31 Nr. 2, 5 dieſer Vorſchriften). 
2 § 9. 2 
Löſchung von Amts wegen. 

Soll eine Eintragung im Genoſſenſchaftsregiſter von Amts wegen gelöſcht werden, weil ſie wegen 
Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war (Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 88 142, 143), fo erfolgt die Löſchung durch Eintragung des Vermerkes: „Von Amts 
wegen gelöſcht“. ö 

Die für die Löſchung unzuläſſiger Eintragungen im Genoſſenſchaftsregiſter maßgebenden Vor⸗ 
ſchriften finden auch auf die Liſte der Genoſſen Anwendung. o 
$ 10. 
Gegenſtandslos gewordene Eintragungen. 

Eine Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter oder in die Liſte der Genoſſen, die durch eine 
ſpätere Eintragung ihre Bedeutung verloren hat, iſt rot zu unterſtreichen oder in einer ihre Leſerlichkeit 
nicht beeinträchtigenden Weiſe zu durchſtreichen. 5 5 

§ 11. 
Koſten. 


Für die Verhandlung und Entſcheidung erſter Inſtanz über Anträge auf Eintwpgung in das 
Genoſſenſchaftsregiſter oder die Liſte der Genoſſen oder auf Vormerkung in dieſer Liſte ſowie für die 


Eintragungen und Vormerkungen werden Gebühren nicht erhoben. Die Erhebung von Auslagen findet 
nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes ſtatt; jedoch werden Poſt⸗ und Schreibgebühren in allen 
Fällen erhoben. 
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II. Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter. 
Ee 9 12. 


Einrichtung des Regiſters. 


Das Genoſſenſchaftsregiſter wird nach dem durch allgemeine Verfügung vom 8. November 1899 


über die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters — (J. M. Bl. S. 334) in der 3. Zt. geltenden 
Faſſung vorgeſchriebenen Formular geführt. 

Jede Genoſſenſchaft ift auf einem beſonderen Blatte des Regiſters einzutragen; die für ſpätere 
Eintragungen noch erforderlichen Blätter ſind freizulaſſen. 


8 18, 
Regiſterakten. 

Für jede in das Regiſter eingetragene Genoſſenſchaft werden beſondere Akten gehalten. 

In die Regiſterakten find aufzunehmen die zur Eintragung in das Regiſter beſtimmten An- 
meldungen nebſt den ihnen beigefügten Schriftſtücken, insbeſondere den Zeichnungen von Unterſchriften, 
die ſonſtigen dem Gericht eingereichten Urkunden und Belege, ſoweit ſie ſich nicht auf die Liſte der 
Genoſſen beziehen (§ 27 Abſ. 4), ferner die gerichtlichen Verfügungen ſowie die Mitteilungen anderer 
Behörden und die Nachweiſe über die Bekanntmachungen. 


8 14. 
Inhalt der Eintragung. i 
Jeder Eintragung iſt außer der Angabe des Tages der Eintragung und der Unterſchrift des 
Regiſterführers eine Verweiſung auf die Stelle der Regiſterakten beizufügen, wo ſich die zugrundeliegende 
gerichtliche Verfügung (8 2 dieſer Vorſchriften) befindet. e 
8 15. 
Eintragung des Statuts. 

Vor der Eintragung des Statuts (Geſetz 8s 10 bis 12) hat das Gericht zu prüfen, ob 
das Statut den Vorſchriften des Geſetzes genügt, insbeſondere ob die in dem Statut bezeichneten 
Zwecke der Genoſſenſchaft den Vorausſetzungen des § 1 des Geſetzes entſprechen und ob das Statut die 
erforderlichen Beſtimmungen (Geſetz 88 6, 7, § 36 Abſ. 1 Satz 2, $ 131 Abſ. 2 Satz 1) enthält. 

Die Eintragung des Statuts in das Regiſter erfolgt durch Aufnahme eines Auszugs. 

Der Auszug muß die im 8 12 Abſ. 2 des Geſetzes vorgeſehenen Angaben enthalten, nämlich: 
das Datum des Statuts; 

die Firma und den Sitz der Genoſſenſchaft; 

den Gegenſtand des Unternehmens; 

. die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, falls dieſe auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt ift; 

ferner: ` 
5. die Form, in der die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekanntmachungen erfolgen, ſowie 
die öffentlichen Blätter, in die die Bekanntmachungen aufzunehmen ſind; 

6. das Geſchäftsjahr, falls es, abgeſehen von dem erſten, auf ein mit dem Kalenderjahre nicht 
zuſammenfallendes Jahr oder auf eine kürzere Dauer als auf ein Jahr bemeſſen iſt; 
7. die Namen und den Wohnort der Mitglieder des Vorſtandes. ? 
E Iſt in dem Statut beftimmt, in welcher Form der Vorſtand feine Willenserklärungen kundgibt, 
und für die Genoſſenſchaft zeichnet, ſo iſt auch dieſe Beſtimmung aufzunehmen. 

Bei Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht iſt ferner die Höhe der Haftſumme und im 
Falle des § 134 des Geſetzes die höchſte Zahl der Geſchäftsanteile, auf die ein Genoſſe ſich beteiligen 
kann, einzutragen. f 

Die Urſchrift des Statuts (Geſetz § 11 Abſ. 2 Nr. 1) iſt zu den Akten zu nehmen; in dem 
Regiſter iſt auf die Stelle der Akten, wo das Statut ſich befindet, zu verweiſen. 
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Eintragung von Abänderungen des Statuts. 

Beſchlüſſe der Generalverſammlung, die eine Abänderung der im § 15 Abf. 2 bis 5 dieſer 
Vorſchriften bezeichneten Beſtimmungen des Statuts oder die Fortſetzung einer auf beſtimmte Zeit 
beſchränkten Genoſſenſchaft zum Gegenſtande haben, werden nach ihrem Inhalt, Beſchlüſſen, die eine 
ſonſtige Abänderung des Statuts betreffen, nur unter allgemeiner Bezeichnung des Gegenſtandes ein 
getragen (Geſetz § 16). 

Die eine der mit der Anmeldung eingereichten Abſchriften des Beſchluſſes (Geſetz 8 16 Abſ. 3 
Satz 1) iſt zu den Akten zu nehmen; in dem Regiſter iſt auf die Stelle der Akten, wo die Abſchrift 
ſich befindet, zu verweiſen. 

$ 17. 

Umwandlung einer Genoſſenſchaft und Herabſetzung der Haftſumme. 

Im Falle der Umwandlung einer Genoſſenſchaft (Geſetz 88 143, 144) iſt außer dem Um⸗ 
wandlungsbeſchluß auch die durch den Beſchluß bedingte Anderung der Firma (Geſetz 88 2, 3), und 
bei der Umwandlung in eine Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht die Höhe der Haftſumme ſowie 
im Falle des § 134 des Geſetzes die höchſte Zahl der Geſchäftsanteile, auf welche ein Genoſſe ſich 
beteiligen kann, einzutragen. 

In den im 8 143 des Geſetzes bezeichneten Umwandlungsfällen ſowie im Falle einer Herab⸗ 
ſetzung der Haftſumme bei einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht ($ 133 daſelbſt) ſind mit der 
Anmeldung des Beſchluſſes die Belege über die vorgeſchriebenen Bekanntmachungen des Beſchluſſes 
einzureichen; zugleich haben die ſämtlichen Mitglieder des Vorſtandes die in § 133 Abſ. 2 des Geſetzes 


vorgeſehene ſchriftliche Verſicherung abzugeben. Die Eintragung darf nur ſtattfinden, wenn zwiſchen 


der letzten der bezeichneten Bekanntmachungen und der Anmeldung ein Jahr verſtrichen iſt. 
Im übrigen finden die Vorſchriften des 8 16 Anwendung. 


8 18. 
Eintragung in Anſehung der Mitglieder des Borjtandes.. 

Die Anmeldung und Eintragung der Vorſtandsmitglieder (Geſetz 8 10 Abſ. 1, § 28) hat mit 
dem Beginn ihres Amtes zu erfolgen. Dasſelbe gilt für den Fall der Beſtellung von Stellvertretern 
behinderter Vorſtandsmitglieder (Geſetz §S 35). Bei der Eintragung find die Vorſtandsmitglieder nach 
Familiennamen, Vornamen, Beruf und Wohnort anzugeben. 

Die Beendigung der Vertretungsbefugnis eines Vorſtandsmitgliedes iſt alsbald nach dem 
Ausſcheiden des Mitglieds aus dem Vorſtand anzumelden und einzutragen. Als Beendigung der 
Vertretungsbefugnis gilt auch eine vorläufige Enthebung durch den Aufſichtsrat (Geſetz § 40). 

Eine Beſchränkung der Vertretungsbefugnis des Vorſtandes kann nicht eingetragen werden. 

8 19. 
Eintragung von Zweigniederlaſſungen. 

Die Errichtung einer Zweigniederlaſſung außerhalb des Gerichtsbezirkes der Hauptniederlaſſungen 
iſt bei dem Gericht, in deſſen Bezirk die erſtere ſich befindet, gemäß 8 14 des Geſetzes zur Eintragung 
anzumelden. Die Eintragung erfolgt nicht, bevor die Eintragung der Hauptniederlaſſung nachgewieſen 
iſt. Von der bewirkten Eintragung der Zweigniederlaſſung hat das Gericht dem Gerichte der Haupt⸗ 
niderlaſſung Mitteilung zu machen. Auf Grund dieſer Mitteilung wird die Errichtung der Zweig⸗ 
niederlaſſung im Regiſter der Hauptniederlaſſung vermerkt (Geſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit $$ 131, 147). 

Die bei dem Gerichte der Hauptniederlaſſung zu bewirkenden Anmeldungen und Einreichungen 
zum Genoſſenſchaftsregiſter haben mit Ausnahme des Falles der Auflöſung der Genoſſenſchaft in der 
gleichen Weiſe auch bei dem Gerichte jeder Zweigniederlaſſung zu erfolgen. (Geſetz 8 157 Abſ. 2). 


x 
2 


„ 


D 


von Amts wegen im Regiſter der Hauptniederlaſſung bewirkten Löſchung (88 9, 22, 23 dieſer Vorſchriften). 


hebung entſprechende Anwendung. 


ES iſt, haben die Liquidatoren die Beendigung ihrer Vertretungsbefugnis zur Eintragung anzumelden. 


8 8 116) iſt auf Grund der Mitteilung des u des Konkursgerichts im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter zu vermerken. 


welche nach § 142, Abſ. 2, § 147, Abſ. 2, 4 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
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Im Falle der Auflöſung der Genoſſenſchaft hat das Gericht der Hauptniederlaſſung von ber in 
ſeinem Regiſter bewirkten Eintragung unverzüglich zu dem Genoſſenſchaftsregiſter einer jeden Zweig⸗ 
niederlaſſung Mitteilung zu machen; auf Grund dieſer Mitteilung wird die Auflöſung im Regiſter der 
Zweigniederlaſſung vermerkt. Das gleiche gilt im Falle der Konkurseröffnung ſowie im Falle einer 


c Wird, abgeſehen von den Fällen der Auflöſung und der Nichtigkeit der Genoſſenſchaft, eine 
Zweigniederlaſſung aufgehoben, ſo iſt dies in der gleichen Weiſe wie die Errichtung bei dem Gerichte 
der Zweigniederlaſſung zur Eintragung anzumelden und auf Grund der Mitteilung dieſes Gerichts über 
die bewirkte Eintragung im Regiſter der Hauptniederlaſſung zu vermerken (Geſetz über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 88 131, 147). 

Wird eine Zweigniederlaſſung in dem. Gerichtsbezirk errichtet, welchem die Hauphmiederlaſſung 
angehört, ſo iſt nur die Errichtung und der Ort der Zweigniederlaſſung durch den Vorſtand anzumelden 
und in dem Regiſter bei der Hauptniederlaſſung einzutragen. Dieſe Vorſchrift findet im Falle der Auf— 


8 20. 
Eintragung der Auflöſung. 
Die Eintragung der Auflöſung einer Genoſſenſchaft in das Regiſter der Hauptniederlaſſung erfolgt 

1. in den Fällen der Së 78, 78a und 79 des Geſetzes auf Grund der Anmeldung des 
Vorſtandes, 

2. in den übrigen Fällen von Amts wegen und zwar in dem Falle des § 80 nach Eintritt der d 
Rechtskraft des von dem Regiſtergericht erlaſſenen Auflöſungsbeſchluſſes, in dem Falle des 
$ 81 auf Grund der von der zuſtändigen Verwaltungsgerichts- oder Verwaltungsbehörde 

4 


2 


erſter Inſtanz dem Regiſtergerichte mitgeteilten rechtskräftigen Entſcheidung, durch welche die 

Auflöſung ausgeſprochen iſt, im Falle der Eröffnung des Konkursverfahrens auf Grund der 
Mitteilung des Gerichtsſchreibers des Konkursgerichts (Konkursordnung § 112); in dem 
letzteren Falle unterbleibt die Veröffentlichung der Eintragung (Geſetz § 102). 

In allen Fällen der Auflöſung, außer dem Falle der Eröffnung des Konkursverfahrens und 
der Auflöſung infolge Verſchmelzung ſind die Liquidatoren von dem Vorſtande anzumelden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Liquidation durch die Mitglieder des Vorſtandes als Liquidatoren erfolgt 
(Geſetz 88 83, 84). Sind die Liquidatoren durch das Gericht ernannt, jo geſchieht die Eintragung der 
Ernennung und der Abberufung von Amts wegen (Geſetz § 84 Abſ. 2). 

Iſt über die Form, in welcher die Liquidatoren ihre Willenserklärungen kundzugeben und für 
»die Genoſſenſchaft zu zeichnen haben, insbeſondere über die Zahl der Liquidatoren, welche dabei mit- 
wirken müſſen, eine Beſtimmung getroffen, jo iſt auch dieſe anzumelden und einzutragen (Geſetz $ 85). 

Im übrigen ſinden die auf den Vorſtand bezüglichen Vorſchriften des § 18 entſprechende 
Anwendung. 

8 21. 
Sobald mit der vollſtändigen Berteihung des Genoſſenſchaftsvermögens die Liquidation beendigt 


Die Aufhebung oder Einſtellung des Konkursverfahrens (Konkursordnung Sg 163, 205, Geſetz 
8 22. 


Eintragung der Nichtigkeit der Genoſſenſchaft. 
Soll eine Genoſſenſchaft von Amts wegen als nichtig gelöſcht werden, ſo iſt in der Verfügung, 
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Gerichtsbarkeit der Genoſſenſchaft zugeſtellt wird, ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß der Mangel bis 
zur Löſchung durch Beſchluß der Generalverſammlung gemäß 8 95 Ab. 2 bis 4 des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes geheilt werden kann. . ) a 

Die Löſchung erfolgt durch Eintragung eines Vermerkes, der die Genoſſenſchaft als nichtig 
bezeichnet. Das gleiche gilt in dem Falle, daß die Genoſſenſchaft durch rechtskräftiges Urteil für nichtig 
erklärt iſt. (Geſetz SS 94, 96). f bh 
Im übrigen finden die Vorſchriften des $ 20 Abſ. 2 bis 4 und des § 21 Abſ. 1 entſprechende 
Anwendung. N d 

§ 23. 
Eintragung der Nichtigkeit von Beſchlüſſen der Generalverſammlung.“ 

Soll ein eingetragener Beſchluß der Generalverſammlung von Amts wegen als nichtig gelöſcht 
werden (Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit $ 147 Abſ. 3, 4), fo erfolgt die 
Löſchung durch Eintragung eines Vermerkes, der den Beſchluß als nichtig bezeichnet. Das gleiche gilt, 
wenn der Beſchluß durch rechtskräftiges Urteil für nichtig erklärt iſt (Geſetz $ 51 Abſ. 5). 

8 24. 
Berichtigung von Schreibfehlern. 

Schreibfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in einer Eintragung vorkommen, ſind 
von dem Gerichte zu berichtigen, ohne daß es einer vorgängigen Benachrichtigung der Genoſſenſchaft 
bedarf. Die Berichtigung erfolgt durch Eintragung eines Vermerkes. 

§ 25. 


Das Genoſſenſchaftsregiſter iſt dauernd aufzubewahren. - 

Die Regiſterakten (§ 13) können nach Ablauf von dreißig Jahren ſeit der Eintragung einer der 
im $ 21 bezeichneten Tatſachen, im Falle der Auflöſung einer Genoſſenſchaft infolge Verſchmelzung mit 
einer anderen Genoſſenſchaft nach Ablauf von dreißig Jahren ſeit der Eintragung der Verſchmelzung in 
das Genoſſenſchaftsregiſter des Sitzes der aufgelöſten Genoſſenſchaft vernichtet werden. 


III. Die Eintragungen in die Liſte der Genoſſen. 
8 26. 
Offentlichkeit der Lifte. 
Die Einſicht der Liſte der Genoſſen iſt jedem geſtattet. 
d Die Vorſchriften des § 9 Abſ. 2, 3 des Handelsgeſetzbuchs über die Erteilung von Abſchriften 
und Beſcheinigungen aus dem Handelsregiſter und aus den zu dem Handelsregiſter eingereichten Schrift⸗ 
ſtücken finden auch auf die Liſte der Genoſſen und auf die zu der Liſte eingereichten Schriftſtücke Anwendung. 
Ges, ? 
Einrichtung der Lifte. 
Die Lifte der Genoſſen wird für jede in das Regiſter eingetragene Genoſſenſchaft nach dem 
anliegenden Formular geführt. Sie bildet eine beſondere Beilage zum Genoſſenſchaftsregiſter. 


Auf dem Titelblatte der Liſte ſind die Firma und der Sitz der Genoſſenſchaft ſowie Beginn 
und Ende des Geſchäftsjahres (Geſetz 8 8 Abſ. 1 Nr. 3) anzugeben. N 7 

Bei jeder Eintragung iſt der Tag der Eintragung anzugeben; eine Unterzeichnung der Eintragung 
iſt nicht erforderlich. 

Die Anträge, Schriftſtücke und Verfügungen, auf Grund deren die Eintragung ſtattfindet, ſind 


mit der laufenden Nummer, unter welcher der Genoſſe in die Liſte eingetragen iſt, zu verſehen und, 
nach Jahrgängen geſammelt, aufzubewahren. IR 
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Im Falle der Verſchmelzung einer Genoſſenſchaft mit einer anderen Genoſſenſchaft hat das 
Regiſtergericht des Sitzes der übernehmenden Genoſſenſchaft die bisher bei dem Regiſtergerichte des 
Sitzes der aufgelöſten Genoſſenſchaft geführte Liſte der Genoſſen, die ihm zu dieſem Zwecke von dieſem 
Gerichte zu überſenden ift, geſondert weiterzuführen (Geſetz § 93 c Abſ. 2). N 

8 28. 
Liſte der Zweigniederlaſſung. i 

Eine Liſte der Genoſſen wird auch bei jedem Gerichte geführt, in deſſen Regiſter eine Zweig ⸗ 
niederlaſſung der Genoſſenſchaft eingetragen iſt. Die Eintragungen in dieſe Lifte erfolgen nicht auf 
Grund unmittelbarer Anzeigen oder Anträge der Beteiligten, ſondern auf Grund der von dem Gerichte 
der Hauptniederlaſſung dem Gerichte der Zweigniederlaſſung gemachten Mitteilungen über die in der 
Hauptliſte bewirkten Eintragungen (Geſetz § 158 Abſ. 1). 

8 29. 
Eintragung des Beitritts. 

In den Spalten 1 bis 4 werden die Mitglieder der Genoſſenſchaft unter laufenden Nummern 
nach Familiennamen, Vornamen, Beruf und Wohnort eingetragen. 

Als erſte Mitglieder einer zur Eintragung angemeldeten Genoſſenſchaft ſind die Unterzeichner 
des Statuts einzutragen. Es iſt darauf zu achten, daß dieſe auch in der mit der Anmeldung des 
Statuts von dem Vorſtand eingereichten beſonderen Liſte (Geſetz 8 11 Abſ. 2 Nr. 2) aufgeführt ſind. 

Bei der Eintragung eines Genoſſen, der nach der Anmeldung des Statuts der Genoſſenſchaft 
beitritt, hat das Gericht zu prüfen, ob die Beitrittserklärung (Geſetz $ 15) die Unterſchrift des Genoſſen 
trägt, eine unbedingte iſt und bei Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht oder unbeſchränkter 
Nachſchußpflicht die in den 88 120, 127 des Geſetzes vorgeſchriebene Bemerkung enthält, ſowie ob die 
Einreichung ordnungsmäßig durch den Vorſtand erfolgt iſt (8 7 dieſer Vorſchriften). 

Auf die Echtheit der Unterſchrift und die Wirkſamkeit der Beitrittserklärung erſtreckt ſich die 
Prüfung des Gerichts nicht; vielmehr bleibt es im allgemeinen den Beteiligten überlaſſen, Mängel in 
dieſer Richtung im Wege der Klage geltend zu machen. Eine Ablehnung der Eintragung aus ſolchen 
Gründen iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, falls die Unwirkſamkeit der Beitrittserklärung, ohne daß es 
weiterer Ermittlungen bedarf, aus den dem Gerichte bekannten Tatſachen ſich als zweifellos ergibt. 
Im Falle der Verſchmelzung einer Genoſſenſchaft mit einer anderen Genoſſenſchaft hat das Regiſter⸗ 
gericht des Sitzes der übernehmenden Genoſſenſchaft bei der Eintragung der Mitglieder der aufgelöſten 
Genoſſenſchaft in die Lifte der Genoſſen auf Grund der Anmeldung des Vorſtandes der übernehmenden 
Genoſſenſchaft (Geſetz $ 93 c Abſ. 1) die Übereinſtimmung der Anmeldung mit den vom Regiſtergerichte 
des Sitzes der aufgelöſten Genoſſenſchaft gemäß § 27 Abſ. 5 überſandten Liſte der Genoſſen zu prüfen. 

Bei der Benachrichtigung des Genoſſen und des Genoſſenvorſtandes über die Vornahme der 
Eintragung (Geſetz § 15 Abſ. 4, § 93 c Abſ. 1, oben § 3) iſt die laufende Nummer, unter welcher die 
Eintragung bewirkt iſt, anzugeben. a 

8 30. 
Eintragung weiterer Geſchäftsanteile. 


Die Spalten 5 und 6 dienen zur Eintragung der weiteren Geſchäftsanteile bei ſolchen 
Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht, deren Statut die Beteiligung der Genoſſen auf mehr als 
einen Geſchäftsanteil geſtattet (Geſetz 88 134 bis 137). Der erſte Geſchäftsanteil wird nicht eingetragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Grund der von dem Vorſtand eingereichten Beteiligungserklärung 
des Genoſſen und der ſchriftlichen Verſicherung des Vorſtandes, daß die übrigen Geſchäftsanteile des 
Genoſſen erreicht ſeien. 

Bei der Einreichung der Urkunden iſt die Nummer, unter welcher der Genoſſe in die Liſte 
eingetragen iſt, anzugeben. 
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Hinfichtlich der Prüfung der Urkunden finden die Vorſchriften des $ 29 Abf. 8, 4 entſprechende 
Anwendung. 

Wird die Zahl der Geſchäftsanteile eines Genoſſen durch Beſchluß der Generalverſammlung 
herabgeſetzt, ſo ſind in Spalte 5 und 6 die bisherigen Eintragungen zu löſchen und falls dem Genoſſen 
nach der Herabſetzung noch mehrere Geſchäftsanteile verbleiben, die neue Zahl der weiteren Geſchäfts⸗ 
anteile einzutragen. Die Löſchung erfolgt dadurch, daß die bisherigen Eintragungen rot unterſtrichen 
werden. In Spalte 10 iſt der Beſchluß der Generalverſammlung als Urſache für die Eintragung 
anzugeben. k 

Bei anderen als den im Abſatz 1 bezeichneten Genoſſenſchaften ift die fünfte und ſechſte Spalte 
der Liſte mit Rückſicht auf die Möglichkeit einer ſpäteren Umwandlung der Genoſſenſchaft offen zu laſſen. 


§ 31. 
Einreichung der Urkunden im Falle des Ausſcheidens von Genoſſen. 


Die Eintragung des Ausſcheidens von Genoſſen erfolgt auf Grund der vom Vorſtand ein- 

eingereichten Urkunden. Dieſe ſind: 

1. im Falle der Aufkündigung eines Genoſſen (Geſetz 88 65, 69, $ 93 C Abſ. 3) die Kündigungs⸗ 
erklärung des Genoſſen und die ſchriftliche Verſicherung des Vorſtandes, daß die Auf 
kündigung rechtzeitig erfolgt ſei; 

2. im Falle der Aufkündigung des Gläubigers eines Genoſſen (Geſetz 88 66, 69) die Kündigungs⸗ 
erklärung des Gläubigers und die in Nr. 1 bezeichnete Verſicherung des Vorſtandes, außer⸗ 
dem beglaubigte Abſchrift des rechtskräftigen Urteiles oder ſonſtigen Schuldtitels und des 
Beſchluſſes, durch welchen das Geſchäftsguthaben des Genoſſen für den Gläubiger gepfändet 
und dieſem überwieſen iſt, ſowie des Protokolls des Gerichtsvollziehers oder der ſonſtigen 
Urkunden, aus denen ſich die Fruchtloſigkeit einer innerhalb der letzten ſechs Monate vor der 
Pfändung und Überweiſung des Geſchäftsguthabens gegen den Genoſſen verſuchten Zwangs⸗ 
vollſtreckung ergibt; 

3. im Falle der Aufgabe des Wohnſitzes eines Genoſſen bei Genoſſenſchaften, deren Statut die 5 
Mitgliedſchaft an den Wohnſitz innerhalb eines beſtimmten Bezirkes knüpft (Geſetz 8 9 
Abſ. 1 Nr. 2, 88 67, 69), die Austrittserklärung des Genoſſen oder Abſchrift der an den 
Genoſſen gerichteten Erklärung, mit welcher die Genoſſenſchaft das Ausſcheiden des Genoſſen 
verlangt hat, ſowie eine Beſcheinigung der Polizei- oder Gemeindebehörde über den Wegzug 
aus dem Bezirke; . ö 

4. im Falle der Ausſchließung eines Genoſſen aus der Genoſſenſchaft (Geſetz 88 68, 69) Ab- 
ſchrift des Ausſchließungsbeſchluſſes; f 

5. im Falle der Übertragung des Geſchäftsguthabens (Geſetz Së 76, 138), die zwiſchen dem 
Ausſcheidenden und dem Erwerber des Guthabens wegen der Übertragung geſchloſſene Ober: 

einkunft oder eine beglaubigte Abſchrift der Übereinkunft und, 
falls der Erwerber bereits Mitglied der Genoſſenſchaft ift, die ſchriftliche Verſicherung 
des Vorſtandes, daß das bisherige Geſchäftsguthaben des Erwerbers mit dem ihm zu⸗ 
zuſchreibenden Beitrage den Geſchäftsanteil oder — im Falle des $ 138 des Geſetzes — 
die der höchſten Zahl der Geſchäftsanteile entſprechenden Geſamtſumme nicht überſteigt, 13 
falls der Erwerber des Guthabens noch nicht Mitglied der Genoſſenſchaft iſt, ſeine 
vorſchriftsmäßige Beitrittserklärung; ö 

6. im Falle des Todes eines Genoſſen (Geſetz $ 77) eine Anzeige des Sterbefalles; als ſolche 
genügt eine von den Angehörigen des Verſtorbenen veröffentlichte oder der Genoſſenſchaft 
erftattete Anzeige und mangels einer ſolchen die Erklärung des Genoſſenſchaftsvorſtandes, 
daß der Todesfall eingetreten ſei. 


1330 
8 82. 
Zeit der Einreichung. 

In den Fällen der Aufkündigung des Genoſſen oder des Gläubigers eines Genoſſen hat die 
Einreichung der Urkunden durch den Vorſtand ſpäteſtens ſechs Wochen vor dem Schluß des Geſchäfts— 
jahres (Geſetz § 69 Abſ. 1) zu erfolgen. Die Einreichung der im Laufe des Geſchäftsjahres erfolgten 
Aufkündigungen kann bis zu dem bezeichneten Zeitpunkt aufgeſchoben und zuſammen bewirkt werden. 

Dasſelbe gilt in den Fällen der Ausrittserklärung wegen Aufgabe des Wohnſitzes und der 
Ausſchließung; ſind jedoch dieſe Tatſachen erſt in den letzten ſechs Wochen des Geſchäftsjahrs eingetreten, 
ſo iſt die Einreichung unverzüglich zu bewirken. 

In den Fällen der Aufkündigung gemäß 8 93 e Abſ. 3 des Gefetzes, der Übertragung des 
Geſchäftsguthabens und des Todes eines Genoſſen hat die Einreichung durch den Vorſtand unver— 

züglich zu erfolgen. 

Bei der Einreichung der Urkunden iſt die Nummer, unter welcher der ausſcheidende Genoſſe 
in die Liſte eingetragen iſt, anzugeben. 

Hinſichtlich der Prüfung der Urkunden finden die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3, 4 entſprechende 
Anwendung. 

8 33. 
Eintragung des Ausſcheidens. 


Das Ausſcheiden von Genoſſen wird in den Spalten 7 bis 9 der Liſte eingetragen. 

Außer der das Ausſcheiden begründeten Tatſache (88 31 Nr. 1 bis 6) iſt in den Fällen der 
Aufkündigung des Wegzuges aus dem Bezirk und der Ausſchließung in der Spalte 8 zugleich der 
Jahresſchluß, zu welchem die Aufkündigung, Austrittserklärung oder Ausſchließung erfolgt iſt, zu vermerken. 

Im Falle der Übertragung des Geſchäftsguthabens iſt in der Spalte 8 außer der Übertragung 
die Perſon des Erwerbers und die laufende Nummer, unter welcher er in die Liſte eingetragen iſt, 

oder eingetragen wird, anzugeben. Iſt der Erwerber noch nicht Genoſſe, ſo darf die Übertragung nur 
gleichzeitig mit dem Beitritt des Erwerbers eingetragen werden. 

Im Falle des Todes eines Genoſſen iſt der Zeitpunkt des Todes zu vermerken. 


8 34. 
Der Tag des Ausſcheidens wird in der Spalte 9 eingetragen. Da mit den im Geſetze be» 
ſtimmten Ausnahmen das Ausſcheiden nur zum Schluſſe eines Geſchäftsjahrs und nur nach erfolgter 
Eintragung wirkſam wird, ſo kann als Zeitpunkt des Ausſcheidens regelmäßig nur der letzte Tag des 
Geſchäftsjahrs, in welchem die Eintragung ſtattfindet, eingetragen werden. 

Soll nach den eingereichten Urkunden das Ausſcheiden nicht zum Schluſſe des laufenden, ſondern 
eines ſpäteren Geſchäftsjahrs ſtattfinden, ſo iſt dieſer ſpätere Zeitpunkt einzutragen. i 

Wird die Einreichung der Urkunden oder die Eintragung ſelbſt erſt nach dem Jahresſchluſſe, 
mit welchem das Ausſcheiden ſtattfinden ſollte, bewirkt, ſo kann es erſt mit dem nächſten Jahresſchluß 
wirkſam werden; in dieſem Falle iſt deshalb der letztere Zeitpunkt als Tag des Ausſcheidens in die 
Liſte einzutragen. Eine Ausnahme gilt für die Eintragung des Ausſcheidenden bei Todesfällen, indem 
hier das Ausſcheiden des Erben nicht von der vorgängigen Eintragung in die Liſte abhängig iſt (Geſetz 
§ 77). Auch bei verſpäteter Einreichung der Todesanzeige iſt deshalb der letzte Tag desjenigen Ger 
ſchäftsjahres, in welchem der Todesfall eingetreten iſt, als Zeitpunkt des Ausſcheidens einzutragen. 

Auf den Fall des Ausſcheidens durch Übertragung des Geſchäftsguthabens finden die vor— 
ſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. In dieſem Falle wird das Ausſcheiden unmittelbar durch 
die Eintragung wirkſam; der Tag der letzteren iſt deshalb auch der Zeitpunkt des Ausſcheidens und als 
ſolcher in der Liſte zu vermerken. 
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Eintragung von Vormerkungen. 

Vormerkungen zur Sicherung des Ausſcheidens (Geſetz $ 71) werden in den Spalten 7 und 8 
eingetragen. Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Genoſſen, welcher das Ausſcheiden beanſprucht, 
im Falle des 8s 66 des Geſetzes auf Antrag des Gläubigers des Genoſſen. Die Tatſachen, auf welche 
der Anſpruch gegründet wird (rechtzeitig bewirkte Aufkündigung, Übertragung des Geſchäftsguthabens, 
Tod des Erblaſſers u.j.w.), find anzugeben; des Nachweiſes oder der Glaubhaftmachung bedarf es nicht. 

Der Zeitpunkt, zu welchem das Ausſcheiden beanſprucht wird, iſt ebenfalls in der Spalte 8 
anzugeben. Er beſtimmt ſich nach den Grundſätzen, welche maßgebend ſein würden, wenn ſtatt der 
Vormerkung das Ausfheiden ſelbſt einzutragen wäre ($ 34). In der Spalte 9 wird der hiernach vor⸗ 
gemerkte Zeitpunkt erſt eingetragen, wenn das Ausſcheiden durch Anerkenntnis des Vorſtandes oder durch 
rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt iſt und dies in die Liſte eingetragen wird (Geſetz 8 71 Abſ. 2). ` 

8 36. 
Unwirkſame Eintragungen, Berichtigung von Schreibfehlern. 

Iſt die Unwirkſamkeit einer Eintragung durch eine übereinſtimmende Erklärung des beteiligten 
Genoſſen und des Vorſtandes der Genoſſenſchaft in beglaubigter Form anerkannt oder durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil feſtgeſtellt, jo iſt dies auf Antrag eines der beiden Teile in der letzten Spalte einzutragen. 

Schreibfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in einer Eintragung vorkommen, ſind 
von dem Gerichte durch einen Vermerk in der letzten Spalte zu berichtigen. 


8 37. 
Die Lifte der Genoſſen iſt dauernd aufzubewahren. 
Auf die nach Jahrgängen geſammelten Anträge, Schriftſtücke und Verfügungen ($ 27 Abſ. 4) 


findet die Vorſchrift des § 25 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 
Danzig, den 11. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
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Das Geſchäftsjahr beginnt om ` endigt e 


Weitere 
Geſchäftsanteile Ausſcheiden 


Zahl 
Tag der . — Tag der Grund des ie S Leeën 
E ee Je S 
Eintragung ; en Eintragung] Ausſcheidens ſcheidens 
anteile 


ı | 3 Ze 3 | a ml 5 SC d | 8 | | 10 


1 4. Februar Meier, Wilhelm Danzig 18. Novbr. Auftündigung zum 31. Dezbr. 
1900 Schloſſermeiſter 31. Dezember 1902 1902 


Genoſſen 


SÉ 
E Name und Beruf 


mer Eintragung Wohnort 


Die Eintragung des 
Beitritts it durch 
rechtskräftiges 


2 44. Februar Böttcher, Hermann 5 Get wi 
1900 Tiſchlermeiſter unwirkſam erklärt. 
| | Eingetragen am 
6. Juli 1901 
8 SE 15. Dezbr. 
3 15. März Kraus, Philipp 1900 Geſtorben am 31. Dezbr. 
1900 Kaufmann 30. Juli 1902 1902 
= S 3 Uebertragung ; 
15. März Himmelreich, Anton des Guthabens 5. Juni 
4 1900 Klempnermeiſter „ 1901 
5 15. März Kannegießer, Adolf . Januar Ausſchließung zum 31. Dezbr. 
1900 Auslaufer | 1903 31. Dezember 1903 1903 
FIRE E Sr 3 S = Vorgemerkt 
6 Müller, Hans Tiegenhof 1 Kündigung zum 31. Dezbr. 
Landwirt 31. Dezember 1903 1903 
Anerkannt 2 
7 Schulz, Eduard Danzig 
Gaſtwirt 
8 Wegen Aufgabe des 
Becker, Matthias e 20. Dezbr. Wohnfitzes im Bezirk 31. Dezbr. 
Maurermeifter en en 1902 


31. Dezember 1902 
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Verordnun D 
über Poſtpaketgebühren nach Deutſchland. Ein 13. 12. 1923. 
Die Gebühren für Poſtpakete nach Deutſchland werden vom 15. Dezember an wie folgt 


feſtgeſetzt: Gewöhnliche Patete. 

1. Zone 2. Zone 

DS r 85 P 85 P 

„ W Re MÉ, 110. 
V 125 „ 190 „ 

Cart Ee e DALE 140 „ 210 „ 
| Bee e 155 „ 230 „ 
| ee ee A 165 „ 250 „ 
VC 180 „ 270 „ 

b 5 195 „ 290 „ 
| REN 220 „ 330 „ 
„„ 250 „ 375ů„ 

Wen" E 275 „ 415 „ 
de E 305 „ 455 „ 
. 330 „ 495 „ 
c 360 % 540 „ 

e all ee 385 „ 580 „ 
FC 415 „ 620 „ 
. 440, 660 „ 

* Für Sperrgut ein Zuſchlag von 100 v. H. 

* Wertpafete, 
1. Paketgebühr wie vorſtehend. 
2. Einſchreibgebühr (nur für verſiegelte Wertpakete zu erheberern s 40 P 
3. Verſicherungsgebühr 
pur a) für verſiegelte Wertpakete für je 300 G der Wertangabtte 5 P 
Www ⁵¼d bd A ee 10 P 
b) für unverſiegelte Wertpakete ee. 10 P 


? Für jedes Paket nach Deutſchland — ausgenommen Oſtpreußen — wird eine deutjch-Danziger 
Zuſchlaggebühr 50 Gentimen erhoben. Die in der Verordnung Nr. 593 vom 31. Oktober (Geſetzbl. 
S. 1183/84) unter e) aufgeführten Gebühren treten gleichzeitig außer Kraft. 

Danzig, den 13. Dezember 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. V.: Nordmann. 


669 Berichtigung. 
In der Verordnung zur Anpaſſung des Steuergrundgeſetzes an die wertbeſtändige Rechnungs⸗ 
einheit vom 19. 11. 1923 veröffentlicht, im Geſetzblatt S. 1283, ſind hinzuzufügen: 
a) in Ziffer 16, e) nach den Worten „4000 Gulden“ die Worte —: und ſtatt: „200 000 ** 5 
„20000 Gulden“, 
bp) in Ziffer 16, f) nach den Worten „600 Gulden“ die Worte — und ſtatt: „60 000 me. 
„6000 Gulden“. 
Danzig, den 13. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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